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1. Fragestellung und Hintergrund 

Der Fachbereich Europa ist gebeten worden, die Regelungen zu mit Verbraucherkrediten verbun-
denen Versicherungspolicen in Art. 14 der Richtlinie (EU) 2023/2225 (Verbraucherkredit-RL)1 
näher darzustellen. 

Dazu geht Ziff. 2 zunächst auf die Regelungen der Verbraucherkredit-RL für Kopplungs- und 
Bündelungsgeschäfte mit dem besonderen Fokus auf die Kopplung von Verbraucherkreditge-
schäften und Versicherungsverträgen in Art. 14 Abs. 3 Satz 1 Verbraucherkredit-RL ein. Ziff. 3 
befasst sich sodann mit der Frage, welcher Spielraum Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der in 
Art. 14 Abs. 5 Verbraucherkredit-RL vorgesehenen Mindestfrist für den Abschluss „gekoppelten“ 
Versicherungspolice verbleibt. Ziff. 4 skizziert schließlich die Anforderungen der Richtli-
nienumsetzung. 

2. Rechtlicher Rahmen der Verbraucherkredit-RL 

Die Verbraucherkredit-RL harmonisiert die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten für alle Arten von Krediten, die ein unternehmerischer Kreditgeber einem Verbraucher 
gewährt oder zu gewähren verspricht.2 

2.1. Untersagung von Kopplungs- und Gestattung von Bündelungsgeschäften 

Art. 14 Verbraucherkredit-RL trifft Regelungen zu sogenannten Kopplungs- und Bündelungsge-
schäften. Ein Kopplungsgeschäft bezeichnet gemäß der Begriffsdefinition in Art. 3 Nr. 15 Ver-
braucherkredit-RL: 

  „[…] das Angebot oder den Abschluss eines Kreditvertrags in einem Paket gemeinsam mit an-
deren gesonderten Finanzprodukten oder -dienstleistungen, bei dem der Kreditvertrag nicht 
separat von dem Verbraucher abgeschlossen werden kann“. 

Der Begriff des Bündelungsgeschäfts meint im Sinne der Richtlinie gemäß Art. 3 Nr. 16 Verbrau-
cherkredit-RL hingegen: 

  „[…] das Angebot oder den Abschluss eines Kreditvertrags in einem Paket gemeinsam mit an-
deren gesonderten Finanzprodukten oder -dienstleistungen, bei dem der Kreditvertrag separat 
von dem Verbraucher abgeschlossen werden kann, jedoch nicht zwangsläufig zu den gleichen 
Bedingungen, zu denen er mit den anderen Produkten oder Dienstleistungen gebündelt ange-
boten wird“. 

Der Unterschied zwischen Bündelungs- und Kopplungsgeschäften liegt also in der Frage, ob der 
Verbraucher die Wahlmöglichkeit hat, den Verbraucherkreditvertrag isoliert abzuschließen und 

                                     

1 Richtlinie (EU) 2023/2225 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 über Verbraucher-
kreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 2008/48/EG, ABl. L 2023/2225, 30. Oktober 2023. 

2 Vgl. Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 3 Nr. 3 Verbraucherkredit-RL. Einige Ausnahmen vom sachlichen Anwendungsbe-
reich sehen Art. 2 Abs. 2 bis Abs. 4 Verbraucherkredit-RL vor, während Art. 2 Abs. 5 bis Abs. 8 Verbraucherkre-
dit-RL den Mitgliedstaaten gewisse Abweichungsmöglichkeiten eröffnet. 

https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2023/2225/oj/deu
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mithin in der Natur der Verbindung zwischen den Verträgen. Dem Wortlaut nach scheint es da-
bei keine Rolle zu spielen, ob der Kreditgeber selbst oder ein Dritter der Anbieter der gesonderten 
Finanzprodukte oder -dienstleistungen ist. 

Art. 14 Abs. 1 Verbraucherkredit-RL sieht vor, dass die Mitgliedstaaten Bündelungsgeschäfte 
zwar erlauben, Kopplungsgeschäfte aber untersagen. Erwägungsgrund (ErwG) 47 der Richtlinie 
erklärt, dies solle die Verleitung zum Abschluss unvorteilhafter Kreditgeschäfte durch die Kopp-
lung vermeiden, gleichzeitig aber vorteilhafte Bündelungen zulassen. Vorbild der Vorschrift ist 
dabei Art. 12 der Richtlinie 2014/17/ЕU (Verbraucher-Wohnimmobilienkredit-RL)3, die eine 
weitgehend parallele Regelung für ihren Anwendungsbereich trifft.4  

2.2. Verbindung mit einschlägigen Versicherungspolicen 

Für die Verbindung von Verbraucherkreditgeschäften mit Versicherungspolicen sieht Art. 14 
Abs. 3 Satz 1 Verbraucherkredit-RL vor: 

  „Die Mitgliedstaaten können es den Kreditgebern erlauben, vom Verbraucher unter Berück-
sichtigung von Verhältnismäßigkeitserwägungen eine einschlägige Versicherungspolice im 
Zusammenhang mit dem Kreditvertrag zu verlangen“. 

Die Zulässigkeit, die Verbindung des Kreditgeschäfts mit dem Abschluss einer Versicherungspo-
lice „zu verlangen“ stellt – obwohl der Wortlaut insoweit nicht weiter differenziert – soweit er-
sichtlich eine Ausnahme vom grundsätzlichen Verbot der Kopplung in Art. 14 Abs. 1 Verbrau-
cherkredit-RL dar.5 Bei den zu erlaubenden Bündelungsgeschäften besteht nach der Definition in 
Art. 3 Nr. 16 Verbraucherkredit-RL ohnehin die Wahlfreiheit, das Kreditgeschäft isoliert abzu-
schließen. 

ErwG 47 scheint die Möglichkeit der Kopplung als allgemein vorzugswürdig zu charakterisieren, 
wenn es dort heißt, dass ein Kreditgeber „vom Verbraucher verlangen können sollte, eine ein-
schlägige Versicherung abzuschließen“. Doch der Wortlaut in Art. 14 Abs. 3 Verbraucherkredit-

                                     

3 Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 über Wohnimmobilien-
kreditverträge für Verbraucher und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der Verord-
nung (EU) Nr. 1093/2010, ABl. L 60, 28. Februar 2014, S. 34 (konsolidierte Fassung vom 30. Dezember 2023). 

4 Vgl. Policy Option 3a.9 in Commission Staff Working Documente, Impact Assessment Report accompanying the 
Proposal for a directive of the European Parliament and of the Council on consumer credits, SWD(2021) 170 
endg., S. 42. 

5 Dieses Verständnis als Ausnahme vom Kopplungsverbot liegt auch § 492b Abs. 2 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB) zugrunde, der die parallel Regelung in Art. 12 Abs. 4 Verbraucher-Wohnimmobilienkredit-RL im deut-
schen Recht umsetzt; vgl. auch Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Wohnimmobilienkreditrichtlinie, BT-Drs. 18/5922, 7. September 2015, S. 84. Für den – im Wortlaut aber 
auch etwas klarer als Abweichung gekennzeichneten – Art. 12 Abs. 2 Verbraucher-Wohnimmobilienkredit-RL 
(Fn. 3) bestätigt dieses Verständnis als Ausnahme für die Untersagung von Kopplungsgeschäften auch EuGH, 
Urteil vom 15. Oktober 2020, Rs. C-778/18, Association française des usagers de banques, Rn. 41. 

file:///%5C%5Cparlament%5CDaten%5CGLW_eu6_verschluesselt%5CS%C3%B6llner%5C26%20VVG%5CRichtlinie%202014%5C17%5C%D0%95U%20des%20Europ%C3%A4ischen%20Parlaments%20und%20des%20Rates%20vom%204.%20Februar%202014%20%C3%BCber%20Wohnimmobilienkreditvertr%C3%A4ge%20f%C3%BCr%20Verbraucher%20und%20zur%20%C3%84nderung%20der%20Richtlinien%202008%5C48%5CEG%20und%202013%5C36%5CEU%20und%20der%20Verordnung%20(EU)%20Nr.%201093%5C2010
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52021SC0170
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52021SC0170
https://dip.bundestag.de/drucksache/entwurf-eines-gesetzes-zur-umsetzung-der-wohnimmobilienkreditrichtlinie/56499
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RL „können […] erlauben“6 legt auch unter Berücksichtigung der Binnen-Systematik der Norm 
sehr deutlich nahe, dass es sich vorliegend um eine Abweichungsmöglichkeit der Mitgliedstaaten 
handelt, die eine solche Ausnahme von der Untersagung von Kopplungen im nationalen Recht 
vorsehen können, aber nicht müssen. Auch bei einer Vollharmonisierung – wie sie Art. 42 Abs. 1 
Verbraucherkredit-RL vorsieht, „es sei denn, in dieser Richtlinie ist etwas anderes bestimmt“ – 
werden den Mitgliedstaaten teilweise solche Wahlmöglichkeiten eröffnet.7 Ein Verständnis von 
Art. 14 Abs. 3 Verbraucherkredit-RL als neben Art. 14 Abs. 28 tretende Abweichungsmöglichkeit 
kann aber vor allem auf Art. 42 Abs. 2 Verbraucherkredit-RL gestützt werden, der beide Vor-
schriften als eine der Kommission anzuzeigende „Möglichkeit […], alternative Regelungen zu er-
lassen“ nennt. 

Insgesamt scheint Art. 14 Verbraucherkredit-RL seiner Binnen-Systematik nach also den Grund-
satz der Untersagung von Kopplungen in Abs. 1 zu normieren, ab Abs. 2 dann aber fakultativen 
Abweichungsmöglichkeiten für die Mitgliedstaaten vorzusehen, bestimmte Kopplungen dennoch 
zu erlauben. Ob Art. 14 Abs. 3 Verbraucherkredit-RL entsprechend den Mitgliedstaaten tatsäch-
lich eine Wahlmöglichkeit eröffnet, im nationalen Recht ausnahmsweise die Kopplung von Ver-
braucherkreditgeschäften und Versicherungsverträgen für zulässig zu erklären, kann aber nur der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) abschließend entscheiden. 

2.3. Anknüpfende Regelungen für mit Versicherungspolicen gekoppelte Kreditgeschäfte 

Dieses Verständnis vorausgesetzt, knüpft die Richtlinie bei Wahrnehmung der Abweichungsmög-
lichkeit aus Art. 14 Abs. 3 Satz 1 Verbraucherkredit-RL gewisse Voraussetzungen an die Ausge-
staltung. 

Art. 14 Abs. 3 Satz 2 Verbraucherkredit-RL sieht vor, dass der Kreditgeber ohne Änderung der 
Bedingungen des angebotenen Kredits eine durch den Verbraucher gewählte Versicherungspolice 
akzeptieren muss, soweit diese gleichwertige Garantieleistungen bietet. Insoweit kommt es also 
zu einer Lockerung der ausnahmsweise zulässigen Kopplung. Anders als bei Bündelungsverträ-
gen kann der Verbraucher den Kreditvertrag zwar weiterhin nicht isoliert abschließen. Die so 
grundsätzlich entstehende Kopplung ist aber nicht an eine konkrete Versicherungspolice ge-
knüpft, sondern an das Niveau der Garantieleistungen des vorgeschlagenen Vertrags. 

Art. 14 Abs. 5 Verbraucherkredit-RL regelt die effektive Wahrnehmung dieser Lockerung durch 
den Verbraucher. In Satz 1 heißt es dort: 

  „Damit Verbraucher mehr Zeit haben, um vor dem Abschluss einer Versicherungspolice nach 
Absatz 3 Versicherungsangebote im Zusammenhang mit Kreditverträgen zu vergleichen, 

                                     

6 Ebenso in anderen Sprachvarianten, etwa Englisch „may allow“, Französisch „peuvent autoriser“, Niederlän-
disch „kunnen […] toestaan“ oder Italienisch „possono consentire“. 

7 Vgl. Gundel, in: Pechstein/Nowak/Häde, Frankfurter Kommentar, 1. Aufl. 2017, Art. 288 AEUV, Rn. 30; Prechal, 
Directives in EC Law, 2. Aufl. 2005, S. 43 f. 

8 Art. 14 Abs. 2 Verbraucherkredit-RL ist im Wortlaut ungleich deutlicher gefasst: „Abweichend von Absatz 1 […] 
können die Mitgliedstaaten Kreditgebern erlauben, vom Verbraucher die Eröffnung oder Führung eines Zah-
lungs- oder Sparkontos zu verlangen […]“. 
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schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass den Verbrauchern für den Vergleich von Versiche-
rungsangeboten im Zusammenhang mit Kreditverträgen mindestens drei Tage eingeräumt 
werden, ohne dass diese Angebote geändert werden, und dass die Verbraucher darüber infor-
miert werden“. 

Satz 2 sieht vor, dass der Verbraucher auf ausdrücklichen Wunsch auch vor Ablauf der Drei-
Tage-Frist den Versicherungsvertrag abschließen können soll. 

3. Abweichungsmöglichkeit hinsichtlich der Fristlänge 

Die Formulierung, die Frist solle „mindestens drei Tage“ betragen, könnte die Frage aufwerfen, 
ob die Mitgliedstaaten eventuell auch eine längere Frist im nationalen Recht vorsehen können. 

3.1. Durch die Richtlinie vorgesehene Abweichungsmöglichkeit 

Der Wortlaut „schreiben vor“ in Art. 14 Abs. 5 Satz 1 Verbraucherkredit-RL legt eher keinen Ab-
weichungsspielraum nahe. Noch deutlicher wird dies in etwa in der englischen Sprachfassung 
der Richtlinie: Während die Abweichungsmöglichkeiten in Art. 14 Abs. 2 und Abs. 3 Verbrau-
cherkredit-RL jeweils von „may allow“ sprechen, heißt es in Abs. 5 Satz 1 „shall require“.9 Dar-
aus könnte sich ein Verständnis ableiten lassen, wonach die Mitgliedstaaten konkret eine Frist 
von mindestens drei Tagen vorsehen müssen und die Möglichkeit einer längeren Frist nur privat-
autonom durch Kreditgeber und Verbraucher vereinbart werden kann. Gegenläufig ließe sich ar-
gumentieren, die Mitgliedstaaten seien zwar verpflichtet, überhaupt eine Frist einzuführen, diese 
müsse aber eben mindestens drei Tage umfassen, sodass im nationalen Recht eine darüberhin-
ausgehende Länge vorgesehen werden könne.10 

Systematisch scheint die Formulierung des Art. 14 Abs. 5 Satz 2 Verbraucherkredit-RL aber eher 
das zuerst dargestellte Verständnis zu stützen, wenn dort von „dieser Frist von drei Tagen“11 die 
Rede ist. Auffällig ist auch, dass Art. 14 Abs. 5 Verbraucherkredit-RL nicht als Abweichungsmög-
lichkeit in Art. 42 Abs. 2 Satz 1 Verbraucherkredit-RL genannt wird. Dem könnte aber entgegen-
gehalten werden, dass Art. 14 Abs. 5 Verbraucherkredit-RL letztlich nur die weitere Ausgestal-
tung des Abs. 3 betrifft, über dessen Wahrnehmung die Kommission wie gesagt gemäß Art. 42 
Abs. 2 Satz 1 Verbraucherkredit-RL zu informieren ist, sodass eine längere Frist mit dieser An-
zeige verbunden werden könnte. 

                                     

9 Ähnlich spricht die französische Fassung in Art. 14 Abs. 5 Verbraucherkredit-RL von „exigent“ in Abgrenzung 
zu „peuvent autoriser“ in Abs. 2 und Abs. 3; in der italienischen Fassung heißt es „dispongono“ im Gegensatz 
zu „possono consentire“; sehr deutlich ist die niederländische Fassung die bei den Abweichungen von „kunnen 
[…] toestaan“ spricht, in Abs. 5 aber die Formulierung „moeten […] voorschrijven“ vorsieht. 

10 Dem Wortlaut der Vorschrift sehr ähnliche ist ErwG 47 Verbraucherkredit-RL a.E. In der deutschen Fassung 
heißt es dort, die Mitgliedstaaten „sollten“ die Drei-Tage-Frist „verlangen“, wobei ähnliche sollte-Formulierun-
gen sich im gesamten ErwG 47 finden. 

11 Im Englischen „that three-day period”, in Französisch „ce délai de trois jours“; im Italienischen „tale periodo di 
tre giorni“ und auf Niederländisch „deze termijn van drie dagen“ (Hervorhebung jeweils durch Verfasser). 
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Für die Möglichkeit, höhere Mindestfristen im nationalen Recht vorzusehen, könnte mit Blick 
auf die Rechtsgrundlage der Verbraucherkredit-RL in Art. 114 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (AEUV) sprechen, dass der Richtlinie nach Art. 114 Abs. 3 AEUV 
ein hohes Verbraucherschutz-Niveaus zugrundliegen muss. Die Vorschrift verpflichtet indes 
nicht unmittelbar zur Verwirklichung eines bestimmten Schutzniveaus12 und bildet primär eine 
Darlegungs- und Substantiierungslast.13 Allgemein kennt das Unionsrecht nach überwiegender 
Meinung im Schrifttum keine Auslegungsregel „in dubio pro consumatore“.14 

Abweichungsmöglichkeiten der Mitgliedstaaten stehen dabei stets in einem Ausnahme-Regel-
Verhältnis zur eigentlich gemäß Art. 42 Abs. 1 Verbraucherkredit-RL angestrebte Vollharmonisie-
rung. In ständiger Rechtsprechung legt der EuGH solche Ausnahmen grundsätzlich eng aus.15 

Abschließend kann nur der Gerichtshof über das Bestehen mitgliedstaatlicher Spielräume für 
eine möglicherweise längere Mindestfrist und die Auslegung des Art. 14 Abs. 5 Verbraucherkre-
dit-RL im Allgemeinen entscheiden. Unter Berücksichtigung der aus dem Regel-Ausnahme-Ver-
hältnis folgenden Gewichtung scheint aber viel dafür zu sprechen, dass dem nationale Gesetzge-
ber in Art. 14 Abs. 3 Satz 1 Verbraucherkredit-RL zwar die Wahlmöglichkeit gelassen wird, die 
Kopplung von Verbraucherkreditgeschäften und Versicherungspolicen abweichend von Art. 14 
Abs. 1 Verbraucherkredit-RL zuzulassen. Sieht das nationale Recht aber eine entsprechende Aus-
nahme vor, muss diese nach den festen Rahmenbedingungen in Art. 14 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 
Abs. 5 Verbraucherkredit-RL ausgestaltet sein. Für Art. 14 Abs. 5 Satz 1 Verbraucherkredit-RL 
würde dies bedeuten, dass die Mitgliedstaaten nach der hier getroffenen Auslegung zwar privat-
autonome Vereinbarungen längerer Fristen zulassen müssen, nicht aber im nationalen Recht 
schon per se längere Fristen vorsehen dürfen. 

Aus dem unbedingten Wortlaut „können“ des Art. 14 Abs. 5 Satz 2 Verbraucherkredit-RL dürfte  
nach dieser Binnen-Systematik soweit ersichtlich weiter folgen, dass der Verbraucher bei einem 
entsprechenden, ausdrücklichen Wunsch auch vor Ablauf dieser festen dreitägigen Mindestfrist 
eine Versicherungspolice abschließen können muss. 

                                     

12 Vgl. etwa EuGH, Urteil vom 13. Mai 1997, Rs. C-233/94, Deutschland/Parlament und Rat, Rn. 48 

13 Vgl. etwa von Danwitz, in: Dauses/Ludwigs, Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, 59. EL Oktober 2023, Kap. 
B.II., Rn. 125; Schröder, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. 2018, Art. 114 AEUV, Rn. 78. Eine a.A. zur Rechtsna-
tur des Art. 114 Abs. 3 AEUV vertritt wohl Tietje, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen 
Union, 78. EL 2023, Art. 114 AEUV, Rn. 140. 

14 vgl. Micklitz/Rott, in: Dauses/Ludwigs, Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, 59. EL Oktober 2023, Kap. H.V., 
Rn. 83 f.; Riesenhuber, in: ders., Europäische Methodenlehre, 4. Aufl. 2021, § 10, Rn. 57 ff.; Kaufmann, in: 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 78. EL 2023, Art. 169 AEUV, Rn. 24. 

15 Zur ständigen Rechtsprechung hinsichtlich Regel-Ausnahme-Verhältnissen in der inneren Systematik europäi-
scher Rechtsakte vgl. bspw. EuGH, Urteil vom 4. Juli 2023, Rs. C-252/21, Meta Platforms u.a. (Conditions 
générales d’utilisation d’un réseau social), Rn. 76; insbesondere auch zu Richtlinien etwa EuGH, Urteil vom 
15. Oktober 2020, Rs. C-778/18, Association française des usagers de banques, Rn. 53; Urteil vom 23. März 2006, 
Rs. C-465/04, Honyvem Informazioni Commerciali, Rn. 24; Urteil vom 18. Januar 2001, Rs. C-150/99, Stockholm 
Lindöpartk, Rn. 25 m.w.N. Siehe außerdem Riesenhuber, in: ders., Europäische Methodenlehre, 4. Aufl. 2021, 
§ 10, Rn. 62 ff. 
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3.2. Übererfüllung der Richtlinie 

Eine Vorschrift, die Kreditgebern vorschreibt, dass sie Verbrauchern im Rahmen von Kreditver-
trägen mehr als mindestens drei Tage einräumen müssen ohne das Angebot zu ändern, würde – 
die hier getroffene Auslegung unterstellend – eine abweichende Rechtsfolge im Anwendungsbe-
reich der Verbraucherkredit-RL und somit eine inhaltliche Übererfüllung darstellen.16 

Für die grundsätzlich vollharmonisierende Verbraucherkredit-RL sieht Art. 42 Abs. 1 Verbrau-
cherkredit-RL insoweit ausdrücklich vor, dass Mitgliedstaaten keine abweichenden Bestimmun-
gen einführen oder aufrechterhalten dürfen. Dies würde auch für eine inhaltliche Übererfüllung 
gelten. 

4. Umsetzungsfrist, Anforderungen an die Umsetzung und bis dahin geltende Regelungen 

Art. 48 Abs. 1 Verbraucherkredit-RL sieht vor, dass die Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur 
Umsetzung bis zum 20. November 2025 erlassen und veröffentlicht und ab 20. November 2026 
angewendet werden. Erst an diesem Tag verlieren mit dem Außerkrafttreten der Richtli-
nie 2008/48/EG (Verbraucherkredit-RL 2008)17 die bisherigen unionrechtlichen Vorschriften nach 
Art. 47 Verbraucherkredit-RL grundsätzlich ihre Wirkung. Die Verbraucherkredit-RL 2008 kennt, 
soweit ersichtlich, keine vergleichbaren Regelungen für Bündelungs- und Kopplungsgeschäfte. 

Der nationale Gesetzgeber ist über Art. 4 Abs. 3 des Vertrages über die Europäische Union (EUV) 
dazu verpflichtet, Rechtsakten der EU praktische Wirksamkeit zu verleihen. Insbesondere muss 
bei der Umsetzung einer Richtlinie deren vollständige Anwendung gewährleistet sein.18 

Der EuGH hat aus Art. 4 Abs. 3 EUV i.V.m. Art. 288 Abs. 3 AEUV außerdem abgeleitet, dass eine 
in Kraft getretene Richtlinie auch vor Ablauf der Umsetzungsfrist den Mitgliedstaaten untersagt, 
nationale Maßnahmen zu erlassen, die die Verwirklichung ihres Ziels ernsthaft in Frage stellen.19 

                                     

16 Abzugrenzen ist dies gegenüber der sogenannten überschießenden Richtlinienumsetzung, die nur den Anwen-
dungsbereich erweitert, vgl. Habersack/Mayer, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, 4. Aufl. 2021, 
§ 14, Rn. 11 f. Zur Überschießenden Richtlinienumsetzung allgemein, vgl. etwa Nettesheim, in: 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 78. EL 2023, Art. 288 AEUV, Rn. 131. Der EuGH 
hat bspw. die Ausdehnung des zeitlich-sachlichen Anwendungsbereichs der Verbraucherkredit-RL 2008 
(Fn. 17) für zulässig erachtet, vgl. EuGH, Urteil vom 12. Juli 2012, C-602/10, SC Volksbank România, Rn. 54. 

17 Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 über Verbraucherkredit-
verträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates, ABl. L 133, 22. Mai 2009, S. 66 (konsoli-
dierte Fassung vom 30. Dezember 2023). 

18 Grundlegende EuGH, Urteil vom 8. April 1976, Rs. 48/75, Royer, Rn. 73 (bzw. Rn. 69/73 der deutschen Fas-
sung); seither ständige Rechtsprechung, etwa EuGH, Urteil vom 19. Dezember 2013, Rs. C-209/12, Endress, 
Rn. 23; Urteil vom 8. Mai 2018, Rs. C-486/18, Praxair MRC, Rn. 37. Vgl. auch Kahl, in: Calliess/Ruffert, 
EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022, Art. 4 EUV, Rn. 119; Prechal, Directives in EC Law, 2. Aufl. 2005, S. 51 ff. 

19 Weitgehend etwa EuGH, Urteil vom 22. November 2005, Rs. C-144/04, Mangold, Rn. 67 ff. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:02008L0048-20231230
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:02008L0048-20231230


 

 
 

 

 

Unterabteilung Europa 
Fachbereich Europa 

Sachstand 
EU 6 - 3000 - 075/23 

Seite 10 

Diese Vorwirkung ist aber auf besondere Einzelfälle begrenzt20 und ändert nichts an dem Grund-
satz, dass ein Mitgliedstaat bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist eine nationale Rechtslage schaf-
fen, beibehalten und ausgestalten darf, die nicht den Vorgaben der Richtlinie entspricht.21 

 

 

Fachbereich Europa 

                                     

20 Im Mangold-Urteil (Fn. 19) besteht etwa neben der besonderen Konstellation rund um Fragen der Altersdiskri-
minierung auch insoweit ein spezieller Fall, dass die Richtlinie einen allgemeinen Grundsatz des Gemein-
schaftsrechtes konkretisiert und so eine zusätzliche unionsprimärrechtliche Ebene hinter die Vorwirkung tritt, 
vgl. EuGH, Urteil vom 22. November 2005, Rs. C-144/04, Mangold, Rn. 74 ff. 

21 Vgl. eine Vorwirkung ablehnend etwa EuGH, Urteil vom 10. Mai 2011, Rs. C-147/08, Römer, Rn. 61; Urteil vom 
23. September 2008, Rs. C-427/06, Bartsch, Rn. 17, 25; zur einschränkenden Nuancierung der Mangold-Recht-
sprechung des EuGH siehe Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 78. EL 
2023, Art. 288 AEUV, Rn. 118; vgl. allgemeiner auch Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022, Art. 
288 AEUV, Rn. 25; Schroeder, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. 2018, Art. 288 AEUV, Rn. 68 f. 
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